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Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, 
Senioren, Integration und Gleichstellung 
 

26. Wohnpflegeaufsicht über die stationären Altenpflege-
einrichtungen: Grundsätzlich gut, aber Optimierungen 
erforderlich 

 
Die Wohnpflegeaufsicht über die stationären Einrichtungen der 
Altenpflege durch die Kreise und kreisfreien Städte ist qualitativ 
gut. Die landesweite Prüfquote für die jährlich durchzuführende 
Regelprüfung ist jedoch zu gering. 2023 wurde nur bei 358 der 
575 Altenpflegeeinrichtungen eine Regelprüfung durchgeführt. 
 
Um künftig alle Einrichtungen jährlich prüfen zu können, sollte 
das Selbstbestimmungsstärkungsgesetz enger gefasst werden. 
Es sollte eine Fokussierung auf den ordnungsrechtlichen Kern 
der Aufgabe erfolgen. 
 
Zudem ist die Ausübung der Fachaufsicht durch das Sozial-
ministerium zu verbessern. Die Unterstützung der Wohnpflege
aufsichten bei der rechtlichen Auslegung von Regelungen des 
Selbstbestimmungsstärkungsgesetzes sollte zügig und verbind
lich erfolgen. 
 
Das Sozialministerium sollte im Einvernehmen mit den Wohn
pflegeaufsichten den Umfang der Prüfrichtlinie für Regelprüfun
gen reduzieren und diese optimieren. 
 

26.1 Was ist Aufgabe der Wohnpflegeaufsicht und wer ist zuständig? 
 
Nach dem Selbstbestimmungsstärkungsgesetz (SbStG)1 hat der Staat den 
Schutz volljähriger Menschen mit Pflegebedarf oder Behinderung zu  
gewährleisten sowie deren Selbstbestimmung zu stärken. Um dies zu  
erreichen, definiert das Gesetz Voraussetzungen und Pflichten, die Anbie
tende von Wohn-, Pflege- und Betreuungsformen sowie stationäre Einrich
tungen und diesen gleichgestellte Wohnformen (im Folgenden nur  
stationäre Einrichtungen genannt) beim Betrieb zu erfüllen haben.  
 
Zuständig für die Durchführung des SbStG sind die Landrätinnen und 
Landräte sowie die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der kreisfreien 

                                                      
1 Gesetz zur Stärkung von Selbstbestimmung und Schutz von Menschen mit Pflegebedarf 

oder Behinderung (Selbstbestimmungsstärkungsgesetz - SbStG), Pflegegesetzbuch 
Schleswig-Holstein - Zweites Buch vom 17.07.2009, GVOBl. Schl.-H. 2009, S. 402, zu
letzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 30.05.2023, GVOBl. Schl.-H. 2023, S. 279. 
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Städte als Wohnpflegeaufsichten. Sie führen die Aufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung durch. Oberste Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für 
Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung 
(Sozialministerium).1 
 
Das SbStG gibt den Wohnpflegeaufsichten ein ordnungsrechtliches 
Instrumentarium vor, das von der Beratung von Einrichtungsträgern, 
Bewohnern und Angehörigen, Regel- und Anlassprüfungen bis hin zur 
Schließung von Einrichtungen reicht. Im SbStG ist als ein Kernstück fest
gelegt, dass alle stationären Einrichtungen bei der Betriebsaufnahme und 
jährlich wiederkehrend im Rahmen einer Regelprüfung daraufhin zu über
prüfen sind, ob die gesetzlichen Anforderungen erfüllt werden.  
 

26.2 Personal der Wohnpflegeaufsichten und Einrichtungslandschaft 
 
Zum Stichtag 31.12.2023 waren in den Wohnpflegeaufsichten in Vollzeit
äquivalenten (VZÄ) 65 Mitarbeitende tätig, davon 34 Verwaltungskräfte 
und 31 Fachkräfte wie zum Beispiel Pflegefachkräfte. Der Personal-
bestand der Wohnpflegeaufsichten ist in den vergangenen Jahren stetig 
gestiegen: 
 

Entwicklung des Personalbestands  
der Wohnpflegeaufsichten 2017 bis 2023 

Jahr Personal der Wohnpflegeaufsichten in VZÄ 
2017 38 
2018 42 
2019 46 
2020 49 
2021 54 
2022 56 
2023 65 

Tabelle 30: Entwicklung des Personalbestands der Wohnpflegeaufsichten 2017 bis 2023 
Quelle: 2017 bis 2022 Landesberichte des Sozialministeriums, 2023 Abfrage des LRH bei 
den Wohnpflegeaufsichten 

 
Die Anzahl der nach dem SbStG zu beaufsichtigten stationären Einrich
tungen und die genehmigten Plätze sind hingegen in den vergangenen 
Jahren in etwa gleichgeblieben.  

  

                                                      
1  § 30 SbStG. 
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Entwicklung der Anzahl der stationären Einrichtungen  
und der genehmigten Plätze 2017 bis 2023 

Jahr Einrich
tungen 

der  
Alten
pflege 

Plätze Einrich
tungen 

der  
Eingliede
rungshilfe 

Plätze Summe  
Einrich
tungen 

Summe 
Plätze 

2017 594 38.443 315 10.585 909 49.028 
2018 586 37.696 311 10.457 897 48.153 
2019 574 39.154 312 10.492 886 49.646 
2020 571 39.351 312 10.393 883 49.744 
2021 567 39.242 344 10.403 911 49.645 
2022 563 39.432 335 10.376 898 49.808 
2023 575 38.874 358 10.289 933 49.163 

Tabelle 31: Entwicklung und Anzahl der stationären Einrichtungen und der genehmigten Plät
ze 2017 bis 2023 
Quelle: 2017 bis 2022 Landesberichte des Sozialministeriums, 2023 Abfrage des LRH bei 
den Wohnpflegeaufsichten 

 
Auffällig ist, dass die personelle Ausstattung der Wohnpflegeaufsichten im 
Verhältnis zu den zu beaufsichtigenden stationären Einrichtungen  
zwischen den Kreisen und kreisfreien Städten stark variierte. Während im 
Kreis Rendsburg-Eckernförde auf jeden Mitarbeitenden 9 stationäre Ein
richtungen kamen, waren es bei der Stadt Flensburg rechnerisch 50. Der 
Durchschnitt lag bei 14 stationären Einrichtungen je Mitarbeitendem:  
 

Personal der Wohnpflegeaufsichten 2023 im Verhältnis zu den 
zu beaufsichtigenden stationären Einrichtungen 

und den genehmigten Plätzen 

Wohn
pflege

aufsicht 

Mitar
bei-

tende 
in VZÄ 

stationäre 
Einrichtun

gen  
 

Einrich
tungen / 

VZÄ 

geneh
migte 
Plätze. 

Plätze / 
VZÄ 

 

RD-ECK 10,12 94 9,29 4.768 471,15 
SE 8,77 78 9,57 4.873 597,91 
OH 5,28 81 10,54 4.578 732,64 
KI 5,00 46 11,50 2.319 579,75 

HEI 5,00 63 12,60 2.425 485,00 
NMS 1,51 20 13,25 1.443 955,56 
PLÖ 2,00 32 16,00 1.950 975,00 
RZ 4,00 65 16,25 2.977 744,25 
OD 5,00 83 16,60 4.567 913,40 
PI 3,73 62 16,62 4.078 1.093,30 
NF 3,00 52 17,33 2.430 810,00 

SL-FL 6,20 121 19,52 4.531 730,81 
IZ 2,00 42 21,00 2.435 1.217,50 
HL 2,77 69 24,91 4.278 1.544,40 
FL 0,50 25 50,00 1.511 3.022,00 

Summe 64,88 933 Ø 14,38 49.163 Ø 757, 75 
Tabelle 32: Personal der Wohnpflegeaufsichten 2023 im Verhältnis zu den zu beaufsichti
genden stationären Einrichtungen und den genehmigten Plätzen 
Quelle: Abfrage des LRH bei den Wohnpflegeaufsichten 
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26.3 Aufsicht über die stationären Altenpflegeeinrichtungen grundsätzlich 
gut, aber Optimierungen erforderlich 
 
Der LRH hat sich bei seiner Prüfung auf die Aufsicht über die stationären 
Einrichtungen der Altenpflege beschränkt. Nicht betrachtet wurde die Auf
sicht über die stationären Einrichtungen der Eingliederungshilfe. Geprüft 
wurde insbesondere das Jahr 2023. 
 

26.3.1 Die große Herausforderung: Personalmangel in den Einrichtungen  
 
Aufgrund des Personalmangels in den Einrichtungen und steigender  
Kosten verschlechtern sich die Rahmenbedingungen der stationären  
Pflege zunehmend. Vor diesem Hintergrund hat sich der Tätigkeits
schwerpunkt der Wohnpflegeaufsichten in den vergangenen Jahren ver
ändert. In den Einrichtungen sind vermehrt Qualitätsmängel zu verzeich
nen, die zu einem Anstieg von Beschwerden, Mängelberatungen und 
Anlassprüfungen führen. Insbesondere ist es zeit- und damit personalauf
wendig, bei festgestellten Mängeln die Beseitigung weiter zu verfolgen. 
Zudem sind vermehrt Trägerwechsel, Einrichtungsschließungen oder  
Insolvenzen zu begleiten.  
 

26.3.2 Qualitativ gute Regelprüfungen, aber in unterschiedlicher Intensität 
 
Die vom LRH betrachteten 6 Wohnpflegeaufsichten führten ihre Regelprü
fungen alle in einer guten Qualität durch. Sie prüften gründlich, ob die Ein
richtungen die Anforderungen an den Betrieb erfüllten.  
 
Allerdings prüften die Aufsichten in unterschiedlicher Intensität. So gibt es 
beispielsweise Aufsichten, die den individuellen Pflege- und Betreuungs
zustand von Bewohnern, die sogenannte Ergebnisqualität, nur dann prü
fen, wenn es Auffälligkeiten bei der Prüfung der Ablauf- und Prozessquali
tät gab. Andere hingegen hielten es für erforderlich, grundsätzlich 
Visitationen an Bewohnern durchzuführen, um ein aussagekräftiges  
Ergebnis zu erhalten. Eine grundsätzliche Korrelation zwischen Intensität 
der Prüfung und Personalschlüssel der Wohnpflegeaufsicht war nicht fest
zustellen.  
 
Einen Schwerpunkt der Prüfungen der Wohnpflegeaufsichten stellt die 
Personalprüfung dar. Hierbei ist zu bewerten, ob die Personalausstattung 
der Einrichtung qualitativ und quantitativ ausreichend ist, um die Pflege der 
Bewohner sicherzustellen. Zudem ist zu prüfen, ob das im Dienstplan vor
gesehene Personal auch tatsächlich anwesend ist. 
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Die Wohnpflegeaufsichten erledigten diese Personalprüfungen überwie
gend in einer guten Qualität. Es gab aber eine große Spannbreite beim 
Prüfungsumfang. Bei der Prüfung der Dienstpläne reichte diese beispiels
weise von der Prüfung eines Soll-Dienstplans für den laufenden Monat bis 
hin zu 2 abgeschlossenen Ist-Dienstplänen plus dem Abgleich mit dem 
aktuellen Soll-Plan.  
 
Das Sozialministerium sollte im Rahmen seiner Fachaufsicht eine einheit
liche Prüfweise sicherstellen. 
 
Gerade in Bezug auf die zeitaufwendige Personalprüfung sollte die  
Zusammenarbeit mit dem Medizinischen Dienst intensiviert werden. Dieser 
hat zu prüfen, ob die Qualitätsanforderungen nach dem SGB XI1 und nach 
den auf dieser Grundlage abgeschlossenen vertraglichen Vereinbarungen 
erfüllt sind.2 Tatsächlich prüft der Medizinische Dienst aber nicht, ob das 
vertraglich vereinbarte Personal auch vorhanden ist. Dies wird derzeit 
ausschließlich von den Wohnpflegeaufsichten geprüft. 
 
Das Sozialministerium merkt hierzu an, dass die Wohnpflegeaufsichten 
bei der Personalprüfung im Rahmen ihres Ermessens handeln. Dennoch 
werde die Fachaufsicht die gegebenen Hinweise bei der nächsten Anpas
sung der Prüfrichtlinie berücksichtigen. Mit einem 2024 eingeführten  
Berechnungstool seien die Personalprüfungen grundlegend vereinfacht 
und vereinheitlicht worden. Die Zusammenarbeit mit dem Medizinischen 
Dienst sei ein besonderes Anliegen des Ministeriums. Man stehe dazu in 
einem regelmäßigen Austausch.  
 

26.3.3 Selbstbestimmungsstärkungsgesetz zu weit gefasst  
 
Im seit 2009 geltenden SbStG stehen die 5 Aufgaben Selbstbestimmung, 
Schutz der Bewohner, Qualitätssicherung, Verbraucherschutz sowie Wah
rung der Rechte der Bewohner gegenüber den Einrichtungen gleichwertig 
nebeneinander.3 Diese Gleichwertigkeit wird dem Wandel, der sich im  
stationären Pflegesektor derzeit vollzieht, nicht mehr gerecht. Denn um all 
die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben erfüllen zu können, bedürfte es 
eines deutlichen Personalaufwuchses bei den Wohnpflegeaufsichten. Der 
Schutz der Bewohner muss Priorität haben. Um diesen zu erreichen,  
sollten die Aufsichten ihren Fokus darauf richten können. 
 

                                                      
1  Sozialgesetzbuch - Elftes Buch - Soziale Pflegeversicherung (SGB XI), Artikel 1 des Ge

setzes vom 26.05.1994, BGBl. I 1994 S. 1014, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge
setzes vom 30.05.2024, BGBl. I 2024 Nr. 173. 

2  § 114 Abs. 2 SGB XI. 
3  § 1 Abs. 1 SbStG. 
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Darüber hinaus enthält das SbStG zahlreiche Regelungen, die in der  
Praxis nicht oder teilweise nicht umgesetzt werden, wie die Pflicht zur Ver
öffentlichung der Prüfberichte1. In Bezug auf die Beratungstätigkeit ist eine 
klare Definition von Inhalt und Grenzen der Beratung erforderlich. 
 
Der LRH hält daher eine Überarbeitung des SbStG für erforderlich. 
 
Das Sozialministerium will kontinuierlich überprüfen, inwieweit Aufgaben 
priorisiert, der Fokus auf die ordnungsrechtlich wesentlichen Aufgaben  
gelegt sowie rechtliche Vorgaben gestrichen werden können. Aktuell sei 
geplant, im SbStG die Pflicht zur Veröffentlichung der Prüfberichte und zur 
Erstellung von Tätigkeitsberichten zu streichen.  
 
Der LRH sieht dies als ersten Schritt, dem weitere folgen sollten.  
 

26.3.4 Durchgängig Prüfquote nicht erfüllt  
 
2023 ist keine Wohnpflegeaufsicht ihrer Verpflichtung nachgekommen, in 
jeder stationären Einrichtung eine Regelprüfung durchzuführen. Es wurden 
nur 358 der 575 Altenpflegeeinrichtungen geprüft. Das sind nur 62 %.  
 
Die Erfüllung der Prüfpflicht (Prüfquote) war in den einzelnen Kreisen und 
kreisfreien Städte sehr unterschiedlich: 
 

 
Abbildung 15: Prüfquoten 2023 
Quelle: Abfrage des LRH bei den Wohnpflegeaufsichten 

 

                                                      
1  § 18 SbStG. 

98% 98% 96% 94% 94%
68% 63% 61% 54% 52% 47% 39% 35% 26% 21%

Prüfquoten 2023

Regelprüfung hat stattgefunden Regelprüfung hat nicht stattgefunden
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Ursächlich für die unterschiedlichen Prüfquoten sind vor allem die perso
nelle Ausstattung der Wohnpflegeaufsicht und die zu überprüfende Ein
richtungslandschaft. Auch die unterschiedliche Intensität der Prüfungen 
kann sich auf die Prüfquote auswirken. Ein unmittelbarer Zusammenhang 
zwischen Prüfquote und Prüfqualität war jedoch nicht festzustellen. 
 
Aus Sicht des LRH ist eine landesweite Prüfquote von 62 % und eine 
Prüfquote von unter 75 % bei 10 von 15 Wohnpflegeaufsichten auf Dauer 
nicht ausreichend und hinnehmbar. Es ist zu bezweifeln, dass mit einer so 
niedrigen Prüfquote der Schutz der pflegebedürftigen Menschen in Alten
pflegeeinrichtungen sicherzustellen ist. 
 
Das Sozialministerium muss im Rahmen seiner Fachaufsicht dafür Sorge 
tragen, dass die Wohnpflegeaufsichten das SbStG ordnungsgemäß  
umsetzen. Dies könnte z. B. durch eine Priorisierung und Konkretisierung 
der Aufgaben der Wohnpflegeaufsichten erreicht werden. 
 
Das Sozialministerium kündigt an, dass die Fachaufsicht künftig verstärkt 
auf die Einhaltung der festgelegten Prüfungszeiträume durch die Wohn
pflegeaufsichten hinwirken werde. 
 

26.3.5 Fachaufsicht ist zu verbessern 
 
Auch die Fachaufsicht durch das Sozialministerium ist zu verbessern. Dies 
zeigte sich beispielsweise im Zusammenhang mit der Änderung des 
SbStG 2022. Bei dieser Änderung wurde die Überwachung auf die den 
stationären Einrichtungen gleichgestellten Wohnformen erweitert. Rege
lungen zum Umfang der Regelprüfungen bei diesen Wohnformen hat das 
Sozialministerium erst 2 Jahre später mit der Änderung der SbStG-DVO 
Ende 2024 getroffen. In der Praxis führte dies zu Rechtsunsicherheiten bei 
den Wohnpflegeaufsichten und zu Problemen mit Anbietern von entspre
chenden Wohnformen hinsichtlich des Tätigwerdens der Wohnpflegeauf
sichten in ihren Einrichtungen. Künftig müssen Ausführungsregelungen 
zeitnah mit Gesetzesänderungen in Kraft treten bzw. für den Übergangs
zeitraum konkrete Handreichungen oder Handlungsempfehlungen zur Ver
fügung gestellt werden.  
 
Zudem ist ein größeres Augenmerk auf einen guten Informationsfluss  
zwischen Fachaufsicht und Wohnpflegeaufsichten zu legen, beispiels-
weise durch Workshops, Fortbildungsveranstaltungen oder Dienstbe-
sprechungen vor Ort bei Wohnpflegeaufsichten. So würde auch dem von 
Wohnpflegeaufsichten geäußerten Wunsch nach einer intensiveren und 
verbindlicheren Unterstützung zur rechtlichen Auslegung von Regelungen 
des SbStG Rechnung getragen.  
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Auf die Erstellung von standardisierten Tätigkeitsberichten durch die 
Wohnpflegeaufsichten und die Zusammenfassung dieser zu einem  
Landesbericht1 sollte verzichtet werden. Künftig sollten nur noch steue
rungsrelevante Daten wie beispielsweise die Prüfquote erhoben werden. 
 
Das Sozialministerium sagt zu, die Hinweise und Verbesserungs-
vorschläge aufzugreifen und in die Weiterentwicklung der Fachaufsicht 
einfließen zu lassen. Es sei geplant, auf die Erstellung von Tätigkeitsbe
richten zu verzichten (vgl. Tz. 26.3.3).  
 

26.3.6 Umfang der Prüfrichtlinie ist zu reduzieren 
 
Im SbStG ist geregelt, dass das Sozialministerium im Einvernehmen mit 
den Wohnpflegeaufsichten eine Richtlinie erlässt, um eine möglichst ein
heitliche Durchführung der Prüfungen sicherzustellen.2  
 
Die 59-seitige Prüfrichtlinie für Regelprüfungen in der Altenpflege ist aber 
zu umfangreich. Eine Gewichtung zwischen den einzelnen Bereichen fehlt. 
Ebenso wie beim SbStG ist es erforderlich, den Umfang der Richtlinie zu 
reduzieren und eine Priorisierung vorzunehmen. Die in der Prüfrichtlinie 
enthaltenen Fragen gehen weit über das Ordnungsrecht hinaus. Einen so 
umfassenden Ansatz bei jeder Regelprüfung abprüfen zu wollen, ist von 
den Wohnpflegeaufsichten nicht leistbar. 
 
Das Sozialministerium sollte die Prüfrichtlinie zeitnah in Zusammenarbeit 
mit den Wohnpflegeaufsichten grundlegend überarbeiten. Es wird erforder
lich sein, sich im Wesentlichen auf den Kernbereich der Wohnpflegeauf
sicht zu beschränken, nämlich die ordnungsrechtliche Prüfung. Von daher 
werden beispielsweise die Bereiche Personal, freiheitseinschränkende 
Maßnahmen und Arzneimittelversorgung immer zu prüfen sein. Denkbar 
wäre, darüber hinaus gehende Bereiche wie beispielsweise hauswirt
schaftliche Versorgung optional zu betrachten, z. B. im zeitlichen Wechsel 
bzw. insbesondere dann, wenn sich Auffälligkeiten ergeben. Die während 
der Corona-Pandemie vom Sozialministerium herausgegebene „Empfeh
lung für eine verkürzte/präsenzarme Prüfung auf Basis der Prüfrichtlinie für 
Regelprüfungen nach § 20 Abs. 9 SbStG“ könnte eine Orientierung für die 
Priorisierung bieten.  
 
Das Sozialministerium kündigt an, die Ausführungen zur Prüfrichtlinie bei 
der nächsten Überarbeitung zu prüfen und zu berücksichtigen. 
 
Wann diese Überarbeitung erfolgen soll, wurde nicht mitgeteilt. 

                                                      
1  § 18 Abs. 4 SbStG. 
2  § 20 Abs. 9 SbStG. 
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26.3.7 Zusammenarbeit in Arbeitsgemeinschaften unzureichend 
 
Die Wohnpflegeaufsichten sind verpflichtet, insbesondere mit den Pflege
kassen, deren Landesverbänden, dem Medizinischen Dienst, dem Prüf
dienst der Privaten Krankenversicherung, den für die infektionshygienische 
Überwachung zuständigen Gesundheitsämtern und dem zuständigen Trä
ger der Eingliederungshilfe und der Sozialhilfe eng zusammenzuarbeiten.1 
 
Die gesetzlich geforderte institutionelle Zusammenarbeit in Form regel-
mäßiger Sitzungen der jeweiligen Arbeitsgemeinschaften wird in den letz
ten Jahren nur in geringem Ausmaß durchgeführt. Lediglich in 2 Kreisen 
und einer kreisfreien Stadt tagen die Arbeitsgemeinschaften regelmäßig 
wie gesetzlich vorgesehen. Insgesamt haben 9 Arbeitsgemeinschaften in 
6 Kreisen und 3 kreisfreien Städten seit 5 Jahren und länger nicht mehr 
getagt. 
 
Für eine belastbare Zusammenarbeit - vor allem in Krisenzeiten - ist es  
unabdingbar, dass sich alle Akteure persönlich kennen und die Zusam
menarbeit institutionalisiert ist. Daher sollte die im Gesetz vorgesehene 
Zusammenarbeit auch in der Praxis stattfinden. Die Fachaufsicht sollte 
dies begleiten. 
 
Das Sozialministerium beabsichtigt, die Hinweise zur institutionellen  
Zusammenarbeit in Form von regelmäßigen Sitzungen durch Arbeits-
gemeinschaften zu berücksichtigen.  
 

26.3.8 Verwaltungsgebühren nicht regelmäßig überprüft und aktualisiert 
 
Die Wohnpflegeaufsichten der Kreise und kreisfreien Städte haben für ihre 
Amtshandlungen Verwaltungsgebühren von den Einrichtungsträgern zu 
erheben.  
 
Die Gebührentatbestände und die Gebührenhöhe sind landesrechtlich  
geregelt.2 Bei der Bemessung ist zu berücksichtigen, dass die Gebühr in 
keinem groben Missverhältnis zu der von der öffentlichen Verwaltung  
gebotenen Leistung stehen darf. Grundsätzlich gilt das Kostendeckungs
prinzip. Das Gesamtgebührenaufkommen soll die gesamten Aufwendun
gen für die entsprechenden Leistungen decken. Das heißt, der Gebühren
rahmen insgesamt - nicht unbedingt die Gebühr im Einzelfall - muss 

                                                      
1  § 19 SbStG. 
2  Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG) vom 17.01.1974, 

zuletzt geändert durch Art. 64 LVO vom 27.10.2023, GVOBl. Schl.-H. 2023, S. 514. 
Landesverordnung über Verwaltungsgebühren (Verwaltungsgebührenverordnung-
VerwGebVO) vom 26.09.2018, zuletzt geändert durch Landesverordnung vom 
04.04.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 55.  
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geeignet sein, die Kosten für den besonderen Aufwand der Verwaltung zu 
decken.  
 
Das Sozialministerium hat die Gebühren zuletzt 2018 angepasst und seit
her nicht geprüft, ob die bestehenden Gebühren noch angemessen sind. 
Selbst eine Anpassung der Gebühren an die gestiegenen Stundensätze ist 
nicht erfolgt. Ob auf der Grundlage von Praxiserfahrungen der Wohnpfle
geaufsichten Tätigkeiten mit Gebühren zu belegen sind, die bisher nicht 
vom Gebührenkatalog erfasst sind, hat es ebenfalls nicht geprüft. 
 
Eine Verzögerung der Anpassung bzw. Neufassung des Gebührentarifs 
bedeutet einen ständigen Verzicht auf zu erzielende Einnahmen. Der LRH 
erwartet daher, dass die vom Sozialministerium angekündigte Änderung 
des Gebührentarifs umgehend erfolgt. Zukünftig ist auf eine regelmäßige 
Überprüfung und Aktualisierung zu achten. 
 
Das Sozialministerium sagt zu, den Gebührentarif in diesem Jahr anzu
passen. 
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